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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

Verwirkung des Leistungsanspruches Verwirkung des Leistungsanspruches 

§ 88. (1) … § 88. (1) … 

 (1a) Ein Anspruch auf Wiedereingliederungsgeld nach § 143d Abs. 4 steht 
nicht zu, wenn der Versicherungsfall der Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit aus 
den im Abs. 1 Z 1 und 2 genannten Gründen eintritt. 

(2) In den Fällen des Abs. 1 gebühren den im Inland wohnenden bedürftigen 
Angehörigen des Versicherten, wenn ihr Unterhalt mangels anderweitiger 
Versorgung vorwiegend von diesem bestritten worden ist und nicht ihre 
Beteiligung an den im Abs. 1 bezeichneten Handlungen - im Falle der Z 2 durch 
rechtskräftiges Strafurteil - festgestellt ist, 

(2) In den Fällen des Abs. 1 und 1a gebühren den im Inland wohnenden 
bedürftigen Angehörigen des Versicherten, wenn ihr Unterhalt mangels 
anderweitiger Versorgung vorwiegend von diesem bestritten worden ist und nicht 
ihre Beteiligung an den im Abs. 1 bezeichneten Handlungen - im Falle der Z 2 
durch rechtskräftiges Strafurteil - festgestellt ist, 

 a) aus der Krankenversicherung die Hälfte des Krankengeldes oder des 
Rehabilitationsgeldes, das der versicherten Person gebührt hätte, 

 a) aus der Krankenversicherung die Hälfte des Krankengeldes oder des 
Rehabilitationsgeldes, das der versicherten Person gebührt hätte, 

 b) aus der Unfall- und Pensionsversicherung bei Zutreffen der übrigen 
Voraussetzungen die Hinterbliebenenrenten(pensionen); in der 
Unfallversicherung ist hiebei anzunehmen, daß der Tod des 
Versehrten als Folge eines Arbeitsunfalles eingetreten sei, doch dürfen 
diese Hinterbliebenenrenten bei Lebzeiten des Versehrten zeitlich und 
der Höhe nach das Ausmaß der verwirkten Leistungen nicht 
übersteigen. Den Leistungsansprüchen der Hinterbliebenen nach dem 
Ableben des Versicherten (Versehrten) wird hiedurch nicht 
vorgegriffen. 

 b) aus der Unfall- und Pensionsversicherung bei Zutreffen der übrigen 
Voraussetzungen die Hinterbliebenenrenten(pensionen); in der 
Unfallversicherung ist hiebei anzunehmen, daß der Tod des 
Versehrten als Folge eines Arbeitsunfalles eingetreten sei, doch dürfen 
diese Hinterbliebenenrenten bei Lebzeiten des Versehrten zeitlich und 
der Höhe nach das Ausmaß der verwirkten Leistungen nicht 
übersteigen. Den Leistungsansprüchen der Hinterbliebenen nach dem 
Ableben des Versicherten (Versehrten) wird hiedurch nicht 
vorgegriffen. 

(3) ... (3) ... 

Erlöschen von Leistungsansprüchen Erlöschen von Leistungsansprüchen 

§ 100. (1) bis (3) …  § 100. (1) bis (3) …  

 (4) Der Anspruch auf Wiedereingliederungsgeld aus der 
Krankenversicherung (§ 143d) erlischt mit dem Anfall einer Eigenpension aus 
der gesetzlichen Pensionsversicherung nach diesem oder einem anderen 
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Bundesgesetz. 

Auszahlung der Leistungen Auszahlung der Leistungen 

§ 104. (1) Die laufenden Geldleistungen aus der Krankenversicherung, 
ferner das Familien- und Taggeld aus der Unfallversicherung sowie das 
Versehrtengeld gemäß § 212 Abs. 1 werden wöchentlich im nachhinein 
ausgezahlt. Die Satzung kann bestimmen, daß die Auszahlung auch für längere, 
längstens vier Wochen betragende Zeiträume im nachhinein vorgenommen wird. 
Sie kann weiters bestimmen, dass das Rehabilitationsgeld monatlich im 
Nachhinein am Ersten des Folgemonats auszuzahlen ist. Die laufenden 
Geldleistungen aus der Krankenversicherung können, wenn die Leistungspflicht 
dem Grunde nach feststeht und dies im wirtschaftlichen Interesse des 
Versicherten liegt, vom Versicherungsträger bevorschußt werden. 

§ 104. (1) Die laufenden Geldleistungen aus der Krankenversicherung, 
ferner das Familien- und Taggeld aus der Unfallversicherung sowie das 
Versehrtengeld gemäß § 212 Abs. 1 werden wöchentlich im nachhinein 
ausgezahlt. Die Satzung kann bestimmen, daß die Auszahlung auch für längere, 
längstens vier Wochen betragende Zeiträume im nachhinein vorgenommen wird. 
Sie kann weiters bestimmen, dass das Rehabilitationsgeld und das 
Wiedereingliederungsgeld monatlich im Nachhinein am Ersten des Folgemonats 
auszuzahlen ist. Die laufenden Geldleistungen aus der Krankenversicherung 
können, wenn die Leistungspflicht dem Grunde nach feststeht und dies im 
wirtschaftlichen Interesse des Versicherten liegt, vom Versicherungsträger 
bevorschußt werden. 

(2) bis (7) …  (2) bis (7) …  

3. UNTERABSCHNITT 3. UNTERABSCHNITT 

Krankengeld Krankengeld 

Anspruchsberechtigung Anspruchsberechtigung 

§ 138. (1) ... § 138. (1) ... 

(2) Vom Anspruch auf Krankengeld sind ausgeschlossen: (2) Vom Anspruch auf Krankengeld sind ausgeschlossen: 

 a) Lehrlinge ohne Entgelt,  a) Lehrlinge ohne Entgelt, 

 b) die gemäß § 4 Abs. 1 Z 3 pflichtversicherten, nicht als 
Dienstnehmer beschäftigten Personen sowie die gemäß § 4 Abs. 1 
Z 4 und 5 und gemäß § 7 Z 1 lit. e pflichtversicherten, in 
Ausbildung stehenden Personen ohne Bezüge; 

 b) die gemäß § 4 Abs. 1 Z 3 pflichtversicherten, nicht als 
Dienstnehmer beschäftigten Personen sowie die gemäß § 4 Abs. 1 
Z 4 und 5 und gemäß § 7 Z 1 lit. e pflichtversicherten, in 
Ausbildung stehenden Personen ohne Bezüge; 

 c) in der Krankenversicherung der Pensionisten Bezieher einer 
Pension aus der Pensionsversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 1; 

 c) in der Krankenversicherung der Pensionisten Bezieher einer 
Pension aus der Pensionsversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 1; 

 d) gemäß § 9 in die Krankenversicherung einbezogene Personen;  d) gemäß § 9 in die Krankenversicherung einbezogene Personen; 

 e) die nach § 4 Abs. 1 Z 11 und § 8 Abs. 1 Z 4a pflichtversicherten 
Personen; 

 e) die nach § 4 Abs. 1 Z 11 und § 8 Abs. 1 Z 4a pflichtversicherten 
Personen; 

 f) die nach § 8 Abs. 1 Z 1 lit. d Teilversicherten;  f) die nach § 8 Abs. 1 Z 1 lit. d Teilversicherten; 

 g) die nach § 8 Abs. 1 Z 1 lit. f Teilversicherten;  g) die nach § 8 Abs. 1 Z 1 lit. f Teilversicherten; 
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 h) die nach § 8 Abs. 1 Z 5 Teilversicherten;  h) die nach § 8 Abs. 1 Z 5 Teilversicherten; 

 i) die nach § 8 Abs. 1 Z 1 lit. g Teilversicherten;  i) die nach § 8 Abs. 1 Z 1 lit. g Teilversicherten. 

 j) die Bezieher/innen eines Wiedereingliederungsgeldes nach 
§ 143d. 

 

(3) ... (3) ... 

Ruhen des Krankengeldanspruches Ruhen des Krankengeldanspruches 

§ 143. (1) Der Anspruch auf Krankengeld ruht: § 143. (1) Der Anspruch auf Krankengeld ruht: 

 1. solange die Arbeitsunfähigkeit dem Versicherungsträger nicht gemeldet 
ist; 

 1. solange die Arbeitsunfähigkeit dem Versicherungsträger nicht gemeldet 
ist; 

(Anm.: Z 2 aufgehoben durch BGBl. Nr. 676/1991) (Anm.: Z 2 aufgehoben durch BGBl. Nr. 676/1991) 

 3. solange der Versicherte auf Grund gesetzlicher oder vertraglicher 
Bestimmungen Anspruch auf Weiterleistung von mehr als 50 v. H. der 
vollen Geld- und Sachbezüge (§ 49 Abs. 1) vor dem Eintritt der 
Arbeitsunfähigkeit hat; besteht ein Anspruch auf Weiterleistung von 
50 v. H. dieser Bezüge, so ruht das Krankengeld zur Hälfte; 
Folgeprovisionen gelten nicht als weitergeleistete Bezüge; 

 3. solange der Versicherte auf Grund gesetzlicher oder vertraglicher 
Bestimmungen Anspruch auf Weiterleistung von mehr als 50 v. H. der 
vollen Geld- und Sachbezüge (§ 49 Abs. 1) vor dem Eintritt der 
Arbeitsunfähigkeit hat; besteht ein Anspruch auf Weiterleistung von 
50 v. H. dieser Bezüge, so ruht das Krankengeld zur Hälfte; 
Folgeprovisionen gelten nicht als weitergeleistete Bezüge; 

 4. solange dem Versicherten ein Übergangsgeld (§§ 199 oder 306) gewährt 
wird; 

 4. solange dem Versicherten ein Übergangsgeld (§§ 199 oder 306) gewährt 
wird; 

 5. solange der Versicherte Zivildienst im Sinne des Zivildienstgesetzes 
leistet; 

 5. solange der Versicherte Zivildienst im Sinne des Zivildienstgesetzes 
leistet; 

 6. solange der/die Versicherte Ausbildungsdienst nach dem 
Wehrgesetz 2001 leistet, ab dem 13. Monat des Ausbildungsdienstes; 

 6. solange der/die Versicherte Ausbildungsdienst nach dem 
Wehrgesetz 2001 leistet, ab dem 13. Monat des Ausbildungsdienstes; 

 7. solange dem/der Versicherten Pflegekarenzgeld nach § 21c des 
Bundespflegegeldgesetzes gewährt wird, in der Höhe des 
Pflegekarenzgeldes nach § 21c des Bundespflegegeldgesetzes. 

 7. solange dem/der Versicherten Pflegekarenzgeld nach § 21c des 
Bundespflegegeldgesetzes gewährt wird, in der Höhe des 
Pflegekarenzgeldes nach § 21c des Bundespflegegeldgesetzes; 

  8. solange dem/der Versicherten ein Wiedereingliederungsgeld (§ 143d) 
gebührt. 

(2) bis (5) …  (2) bis (5) … 
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3b. Unterabschnitt 3b. Unterabschnitt 

Wiedereingliederungsgeld Wiedereingliederungsgeld 

Anspruchsberechtigung und Höhe Anspruchsberechtigung und Höhe 

§ 143d. (1) und (2) … § 143d. (1) und (2) … 

(3) Das Wiedereingliederungsgeld errechnet sich aus dem erhöhten 
Krankengeld nach § 141 Abs. 2. Bei einer Herabsetzung der wöchentlichen 
Normalarbeitszeit um die Hälfte gebührt das Wiedereingliederungsgeld in der 
Höhe von 50% des erhöhten Krankengeldes. Wird die wöchentliche 
Normalarbeitszeit um weniger als die Hälfte herabgesetzt, so ist das 
Wiedereingliederungsgeld im entsprechenden Ausmaß aliquot zu kürzen. Wird 
die Vereinbarung über die wöchentliche Normalarbeitszeit während der 
Wiedereingliederungsteilzeit abgeändert (§ 13a Abs. 4 AVRAG), so ist die Höhe 
des Wiedereingliederungsgeldes entsprechend anzupassen. Wird eine 
Vereinbarung im Sinne des § 13a Abs. 2 dritter Satz AVRAG getroffen, so ist das 
Wiedereingliederungsgeld gleichmäßig entsprechend dem, bezogen auf die 
Gesamtdauer der Wiedereingliederungsteilzeit, durchschnittlich vereinbarten 
Arbeitszeitausmaß zu leisten. 

(3) Das Wiedereingliederungsgeld errechnet sich aus dem erhöhten 
Krankengeld nach § 141 Abs. 2, wobei jene Bemessungsgrundlage heranzuziehen 
ist, die für die Wiedereingliederungsteilzeit ursächliche Arbeitsunfähigkeit 
heranzuziehen war oder heranzuziehen gewesen wäre. Bei einer Herabsetzung 
der wöchentlichen Normalarbeitszeit um die Hälfte gebührt das 
Wiedereingliederungsgeld in der Höhe von 50% des erhöhten Krankengeldes. 
Wird die wöchentliche Normalarbeitszeit um weniger als die Hälfte herabgesetzt, 
so ist das Wiedereingliederungsgeld im entsprechenden Ausmaß aliquot zu 
kürzen. Wird die Vereinbarung über die wöchentliche Normalarbeitszeit während 
der Wiedereingliederungsteilzeit abgeändert (§ 13a Abs. 4 AVRAG), so ist die 
Höhe des Wiedereingliederungsgeldes entsprechend anzupassen. Wird eine 
Vereinbarung im Sinne des § 13a Abs. 2 dritter Satz AVRAG getroffen, so ist das 
Wiedereingliederungsgeld gleichmäßig entsprechend dem, bezogen auf die 
Gesamtdauer der Wiedereingliederungsteilzeit, durchschnittlich vereinbarten 
Arbeitszeitausmaß zu leisten. 

(4) Tritt während der Wiedereingliederungsteilzeit ein Versicherungsfall der 
Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit, ein Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit 
ein, so gebührt das Wiedereingliederungsgeld in unveränderter Höhe weiter, 
solange Anspruch auf Weiterleistung von mehr als 50% der vollen Geld- und 
Sachbezüge besteht. Danach gebührt das Wiedereingliederungsgeld in Höhe des 
erhöhten Krankengeldes; dieser Anspruch ruht in Höhe der weitergeleisteten 
Geld- und Sachbezüge. Jene Zeiten, in denen die Hälfte oder weniger als die 
Hälfte der Geld- und Sachbezüge gebührt, sind auf die Höchstdauer des 
Krankengeldanspruches nach § 139 anzurechnen. 

(4) Tritt während der Wiedereingliederungsteilzeit ein Versicherungsfall der 
Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit, ein Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit 
ein, so gebührt das Wiedereingliederungsgeld in unveränderter Höhe weiter, 
solange Anspruch auf Weiterleistung von mehr als 50% der vollen Geld- und 
Sachbezüge besteht. Danach gebührt das Wiedereingliederungsgeld in Höhe des 
erhöhten Krankengeldes; dieser Anspruch ruht in Höhe der weitergeleisteten 
Geld- und Sachbezüge. Jene Zeiten, in denen die Hälfte oder weniger als die 
Hälfte der Geld- und Sachbezüge gebührt, sind auf die Höchstdauer des 
Krankengeldanspruches nach § 139 anzurechnen. § 142 ist sinngemäß 
anzuwenden. 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 

Anfall der Versehrtenrente Anfall der Versehrtenrente 

§ 204. (1) Besteht für eine durch einen Arbeitsunfall oder eine § 204. (1) Besteht für eine durch einen Arbeitsunfall oder eine 
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Berufskrankheit verursachte Arbeitsunfähigkeit ein Anspruch auf Krankengeld 
aus der Krankenversicherung nach diesem Bundesgesetz, so fällt die 
Versehrtenrente mit dem Tage nach dem Wegfall des Krankengeldes, spätestens 
mit der 27. Woche nach dem Eintritt des Versicherungsfalles an. 

Berufskrankheit verursachte Arbeitsunfähigkeit ein Anspruch auf Krankengeld 
aus der Krankenversicherung nach diesem Bundesgesetz, so fällt die 
Versehrtenrente mit dem Tage nach dem Wegfall des Krankengeldes, spätestens 
mit Beginn der 27. Woche nach dem Eintritt des Versicherungsfalles an. 

 (1a) Tritt der Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit während des Bezugs 
von Wiedereingliederungsgeld (§ 143d) ein, so fällt die Versehrtenrente mit dem 
Tag nach dem Ende der durch diesen Versicherungsfall bedingten 
Arbeitsunfähigkeit, spätestens mit Beginn der 27. Woche nach dem Eintritt des 
Versicherungsfalls an. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

Übergangsgeld Übergangsgeld 

§ 306. (1) bis (3) … § 306. (1) bis (3) … 

(4) Auf das Übergangsgeld sind ein dem Versicherten gebührendes 
Erwerbseinkommen bzw. Geldleistungen nach dem AlVG, ausgenommen die 
Notstandshilfe, oder eine Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes durch das 
Arbeitsmarktservice anzurechnen. Hinsichtlich der Ermittlung des 
Erwerbseinkommens aus einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb ist § 292 
Abs. 5 und 7 entsprechend anzuwenden. 

(4) Auf das Übergangsgeld sind ein dem Versicherten gebührendes 
Erwerbseinkommen, ein Wiedereingliederungsgeld bzw. Geldleistungen nach 
dem AlVG, ausgenommen die Notstandshilfe, oder eine Beihilfe zur Deckung des 
Lebensunterhaltes durch das Arbeitsmarktservice anzurechnen. Hinsichtlich der 
Ermittlung des Erwerbseinkommens aus einem land(forst)wirtschaftlichen 
Betrieb ist § 292 Abs. 5 und 7 entsprechend anzuwenden. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

ABSCHNITT II ABSCHNITT II 

Sonderbestimmungen für die bei der Versicherungsanstalt für 
Eisenbahnen und Bergbau versicherten Personen 

Sonderbestimmungen für die bei der Versicherungsanstalt für 
Eisenbahnen und Bergbau versicherten Personen 

1. UNTERABSCHNITT 1. UNTERABSCHNITT 

Krankenversicherung Krankenversicherung 

Krankenversicherung der unkündbaren Bediensteten der Österreichischen 
Bundesbahnen und der ihnen gleichgestellten Personen 

Krankenversicherung der unkündbaren Bediensteten der Österreichischen 
Bundesbahnen und der ihnen gleichgestellten Personen 

§ 472. (1) … § 472. (1) … 

(2) In der Krankenversicherung nach Abs. 1 sind, soweit im folgenden nichts 
anderes bestimmt wird, die gesetzlichen Bestimmungen über die 
Krankenversicherung öffentlich Bediensteter mit der Maßgabe entsprechend 

(2) In der Krankenversicherung nach Abs. 1 sind, soweit im folgenden nichts 
anderes bestimmt wird, die gesetzlichen Bestimmungen über die 
Krankenversicherung öffentlich Bediensteter mit der Maßgabe entsprechend 
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anzuwenden, daß anzuwenden, daß 

 1. der Wohnsitz eines Ruhegenußempfängers im Ausland dem Wohnsitz im 
Inland gleichzusetzen ist, wenn er mit einer früheren Verwendung des 
Versicherten auf Anschlußstrecken oder in Grenzbahnhöfen des 
Auslandes in Zusammenhang steht; das gleiche gilt auch für Empfänger 
von Versorgungsgenüssen, Unterhaltsbeiträgen und gleichartigen 
Leistungen, wenn der Wohnort im Ausland mit einer früheren 
Verwendung jener Personen, von denen der Versorgungsgenuß, der 
Unterhaltsbeitrag oder die gleichartige Leistung abgeleitet wird, auf 
Anschlußstrecken oder Grenzbahnhöfen des Auslandes in 
Zusammenhang steht; 

 1. der Wohnsitz eines Ruhegenußempfängers im Ausland dem Wohnsitz im 
Inland gleichzusetzen ist, wenn er mit einer früheren Verwendung des 
Versicherten auf Anschlußstrecken oder in Grenzbahnhöfen des 
Auslandes in Zusammenhang steht; das gleiche gilt auch für Empfänger 
von Versorgungsgenüssen, Unterhaltsbeiträgen und gleichartigen 
Leistungen, wenn der Wohnort im Ausland mit einer früheren 
Verwendung jener Personen, von denen der Versorgungsgenuß, der 
Unterhaltsbeitrag oder die gleichartige Leistung abgeleitet wird, auf 
Anschlußstrecken oder Grenzbahnhöfen des Auslandes in 
Zusammenhang steht; 

(Anm.: Z 2 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 162/2015) (Anm.: Z 2 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 162/2015) 

 3. die Höhe des Behandlungsbeitrages (§ 63 Abs. 4 des Bundesgesetzes 
über die Kranken- und Unfallversicherung öffentlich Bediensteter) durch 
die Satzung unter Bedachtnahme auf die finanzielle Leistungsfähigkeit 
der Versicherungsanstalt festzusetzen ist, wobei der Behandlungsbeitrag 
25 v. H. des jeweiligen Vertragstarifes für die in Betracht kommende 
Leistung nicht übersteigen darf; 

 3. die Höhe des Behandlungsbeitrages (§ 63 Abs. 4 des Bundesgesetzes 
über die Kranken- und Unfallversicherung öffentlich Bediensteter) durch 
die Satzung unter Bedachtnahme auf die finanzielle Leistungsfähigkeit 
der Versicherungsanstalt festzusetzen ist, wobei der Behandlungsbeitrag 
25 v. H. des jeweiligen Vertragstarifes für die in Betracht kommende 
Leistung nicht übersteigen darf; 

 4. die nach Abs. 1 Z 1 und 2 Versicherten, mit Ausnahme jener Personen, 
die einen Ruhe- oder Versorgungsgenuss oder eine Pensionsleistung 
erhalten, 

 4. die nach Abs. 1 Z 1 und 2 Versicherten, mit Ausnahme jener Personen, 
die einen Ruhe- oder Versorgungsgenuss oder eine Pensionsleistung 
erhalten, 

 a) Anspruch auf Krankengeld nach den §§ 138 bis 143 und  a) Anspruch auf Krankengeld nach den §§ 138 bis 143 und 

 b) Anspruch auf Wochengeld nach den §§ 162 bis 168  b) Anspruch auf Wochengeld nach den §§ 162 bis 168 

haben; haben; 

 5. die nach Abs. 1 Z 4 Versicherten, mit Ausnahme jener Personen, die eine 
Pensionsleistung erhalten, 

 5. die nach Abs. 1 Z 4 Versicherten, mit Ausnahme jener Personen, die eine 
Pensionsleistung erhalten, 

 a) Anspruch auf Krankengeld nach den §§ 138 bis 143,  a) Anspruch auf Krankengeld nach den §§ 138 bis 143, 

 b) Anspruch auf Rehabilitationsgeld nach § 143a und  b) Anspruch auf Rehabilitationsgeld nach § 143a, 

  c) Anspruch auf Wiedereingliederungsgeld nach § 143d und 

 c) Anspruch auf Wochengeld nach den §§ 162 bis 168  d) Anspruch auf Wochengeld nach den §§ 162 bis 168 

haben. haben. 

(3) … (3) … 
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 Schlussbestimmungen zu Art. 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2018 

 § 713. Die §§ 88 Abs. 1a und 2, 100 Abs. 4, 104 Abs. 1, 138 Abs. 2 lit. i und 
j, 143 Abs. 1 Z 7 und 8, 143d Abs. 3 und 4, 204 Abs. 1 und 1a, 306 Abs. 4 erster 
Satz und 472 Abs. 2 Z 5 lit. b bis d treten mit 1. Juli 2018 in Kraft. 

Artikel 2 

Änderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes 

Bemessungsgrundlage Bemessungsgrundlage 

§ 93. (1) ... § 93. (1) ... 

 (1a) Bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage hat eine 
Wiedereingliederungsteilzeit außer Betracht zu bleiben. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

 Schlussbestimmung zum Bundesgesetz BGBl. I Nr. XX/2018 

 § 252. § 93 Abs. 1a tritt mit 1. Juli 2018 in Kraft. 

Artikel 3 

Änderung des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes 

Wiedereingliederungsteilzeit Wiedereingliederungsteilzeit 

§ 13a. (1) Ein Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin kann nach einem 
mindestens sechswöchigen ununterbrochenen Krankenstand (Anlassfall) mit dem 
Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin schriftlich eine Herabsetzung der 
wöchentlichen Normalarbeitszeit um mindestens ein Viertel und höchstens die 
Hälfte (Wiedereingliederungsteilzeit) für die Dauer von mindestens einem Monat 
bis zu sechs Monaten vereinbaren, sofern das Arbeitsverhältnis ununterbrochen 
drei Monate gedauert hat. Sofern weiterhin die arbeitsmedizinische 
Zweckmäßigkeit der Wiedereingliederungsteilzeit gegeben ist, kann einmalig 
eine Verlängerung der Wiedereingliederungsteilzeit für die Dauer von mindestens 
einem Monat bis zu drei Monaten schriftlich vereinbart werden. Während der 
Wiedereingliederungsteilzeit darf die vereinbarte wöchentliche Normalarbeitszeit 
zwölf Stunden nicht unterschreiten und das dem Arbeitnehmer oder der 
Arbeitnehmerin im Kalendermonat gebührende Entgelt muss über dem im § 5 

§ 13a. (1) Ein Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin kann nach einer 
mindestens sechswöchigen ununterbrochenen Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit oder Unglücksfall (Anlassfall) mit dem Arbeitgeber oder der 
Arbeitgeberin schriftlich eine Herabsetzung der wöchentlichen Normalarbeitszeit 
um mindestens ein Viertel und höchstens die Hälfte 
(Wiedereingliederungsteilzeit) für die Dauer von mindestens einem Monat bis zu 
sechs Monaten vereinbaren, sofern das Arbeitsverhältnis ununterbrochen drei 
Monate gedauert hat. Die Wiedereingliederungsteilzeit muss spätestens einen 
Monat nach dem Ende der Arbeitsunfähigkeit im Sinne des ersten Satzes 
angetreten werden. Sofern weiterhin die arbeitsmedizinische Zweckmäßigkeit der 
Wiedereingliederungsteilzeit gegeben ist, kann einmalig eine Verlängerung der 
Wiedereingliederungsteilzeit für die Dauer von mindestens einem Monat bis zu 
drei Monaten schriftlich vereinbart werden. Während der 
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Abs. 2 ASVG genannten Betrag liegen. Für den Abschluss einer Vereinbarung 
nach dem ersten Satz müssen folgende Voraussetzungen vorliegen: 

Wiedereingliederungsteilzeit darf die vereinbarte wöchentliche Normalarbeitszeit 
zwölf Stunden nicht unterschreiten und das dem Arbeitnehmer oder der 
Arbeitnehmerin im Kalendermonat gebührende Entgelt muss über dem im § 5 
Abs. 2 ASVG genannten Betrag liegen. Für den Abschluss einer Vereinbarung 
nach dem ersten Satz müssen folgende Voraussetzungen vorliegen: 

 1. eine Bestätigung über die Arbeitsfähigkeit des Arbeitnehmers oder der 
Arbeitnehmerin für die Zeit ab Beginn der Wiedereingliederungsteilzeit; 

 1. eine Bestätigung über die Arbeitsfähigkeit des Arbeitnehmers oder der 
Arbeitnehmerin für die Zeit ab Beginn der Wiedereingliederungsteilzeit; 

 2. Beratung des Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin und des 
Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin über die Gestaltung der 
Wiedereingliederungsteilzeit im Rahmen des 
Wiedereingliederungsmanagements nach dem Arbeit-und-Gesundheit-
Gesetz (AGG), BGBl. I Nr. 111/2010; Die Beratung erstreckt sich auch 
auf den zwischen Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerin und Arbeitgeber 
oder Arbeitgeberin zu vereinbarenden Wiedereingliederungsplan (§ 1 
Abs. 2 Arbeit-und-Gesundheit-Gesetz – AGG, BGBl. I Nr. 111/2010). 
Die Beratung kann entfallen, wenn Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerin, 
Arbeitgeber oder Arbeitgeberin und der Arbeitsmediziner oder die 
Arbeitsmedizinerin oder das arbeitsmedizinische Zentrum nachweislich 
der Wiedereingliederungsvereinbarung und dem 
Wiedereingliederungsplan zustimmen. 

 2. Beratung des Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin und des 
Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin über die Gestaltung der 
Wiedereingliederungsteilzeit im Rahmen des Case Managements nach 
dem Arbeit-und-Gesundheit-Gesetz (AGG), BGBl. I Nr. 111/2010; Die 
Beratung erstreckt sich auch auf den zwischen Arbeitnehmer oder 
Arbeitnehmerin und Arbeitgeber oder Arbeitgeberin zu vereinbarenden 
Wiedereingliederungsplan (§ 1 Abs. 2 AGG). Die Beratung kann 
entfallen, wenn Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerin, Arbeitgeber oder 
Arbeitgeberin und der Arbeitsmediziner oder die Arbeitsmedizinerin 
oder das arbeitsmedizinische Zentrum nachweislich der 
Wiedereingliederungsvereinbarung und dem Wiedereingliederungsplan 
zustimmen. 

Der Wiedereingliederungsplan muss bei der Gestaltung der 
Wiedereingliederungsteilzeit berücksichtigt werden. Der Erstellung des 
Wiedereingliederungsplans soll der oder die mit der arbeitsmedizinischen 
Betreuung nach § 79 Abs. 1 ArbeitnehmerInnenschutzgesetz, BGBl. 
Nr. 450/1994, betraute Arbeitsmediziner oder Arbeitsmedizinerin oder das 
arbeitsmedizinische Zentrum beigezogen werden. Die 
Wiedereingliederungsteilzeit wird frühestens mit dem auf die Zustellung der 
Mitteilung über die Bewilligung des Wiedereingliederungsgeldes nach § 143d 
ASVG folgenden Tag wirksam. Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin kann 
eine vorzeitige Rückkehr zur ursprünglichen Normalarbeitszeit schriftlich 
verlangen, wenn die arbeitsmedizinische Zweckmäßigkeit der 
Wiedereingliederungsteilzeit nicht mehr gegeben ist. Die Rückkehr darf 
frühestens drei Wochen nach der schriftlichen Bekanntgabe des 
Beendigungswunsches der Wiedereingliederungsteilzeit an den Arbeitgeber oder 
die Arbeitgeberin erfolgen. 

Der Wiedereingliederungsplan muss bei der Gestaltung der 
Wiedereingliederungsteilzeit berücksichtigt werden. Der Erstellung des 
Wiedereingliederungsplans soll der oder die mit der arbeitsmedizinischen 
Betreuung nach § 79 Abs. 1 ArbeitnehmerInnenschutzgesetz, BGBl. 
Nr. 450/1994, betraute Arbeitsmediziner oder Arbeitsmedizinerin oder das 
arbeitsmedizinische Zentrum beigezogen werden. Die 
Wiedereingliederungsteilzeit wird frühestens mit dem auf die Zustellung der 
Mitteilung über die Bewilligung des Wiedereingliederungsgeldes nach § 143d 
ASVG folgenden Tag wirksam. Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin kann 
eine vorzeitige Rückkehr zur ursprünglichen Normalarbeitszeit schriftlich 
verlangen, wenn die arbeitsmedizinische Zweckmäßigkeit der 
Wiedereingliederungsteilzeit nicht mehr gegeben ist. Die Rückkehr darf 
frühestens drei Wochen nach der schriftlichen Bekanntgabe des 
Beendigungswunsches der Wiedereingliederungsteilzeit an den Arbeitgeber oder 
die Arbeitgeberin erfolgen. 

(2) bis (9) … (2) bis (9) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Inkrafttreten und Vollziehung Inkrafttreten und Vollziehung 

§ 19. (1) ... § 19. (1) ... 

 Z 1 bis 40 …  Z 1 bis 40 … 

  41. § 13a Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2018 tritt 
mit 1. Juli 2018 in Kraft. 

Artikel 4 

Änderung des Betriebspensionsgesetzes 

ABSCHNITT 3 

Direkte Leistungszusage 

ABSCHNITT 3 

Direkte Leistungszusage 

Unverfallbarkeit Unverfallbarkeit 

§ 7. (1) Mangels einer für den Arbeitnehmer günstigeren Vereinbarung wird 
bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses die aus einer direkten Leistungszusage 
erworbene Anwartschaft für die Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
unverfallbar, wenn 

§ 7. (1) Mangels einer für den Arbeitnehmer günstigeren Vereinbarung wird 
bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses vor Eintritt des Leistungsfalles die 
bisher aus einer direkten Leistungszusage erworbene Anwartschaft auf eine 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung unverfallbar, wenn 

 1. das Arbeitsverhältnis nicht durch Kündigung seitens des Arbeitnehmers, 
durch Entlassung aus Verschulden des Arbeitnehmers oder 
unbegründeten vorzeitigen Austritt endet, 

  

 2. seit Erteilung der Leistungszusage fünf Jahre vergangen sind, und seit Erteilung der Leistungszusage drei Jahre vergangen sind. 

 3. sofern eine fünf Jahre übersteigende Wartezeit zulässig vereinbart 
wurde, diese abgelaufen ist. 

 

(2) Der Rechtsanspruch auf eine Versorgungsleistung kann vom Ablauf 
einer Frist seit Erteilung der Leistungszusage (Wartezeit) abhängig gemacht 
werden. Diese Wartezeit darf bei Zusagen zur Alters-, Hinterbliebenen- und 
Invaliditätsversorgung den Zeitraum von zehn Jahren seit Erteilung der 
Leistungszusage, beruht die Invalidität jedoch auf Arbeitsunfall oder 
Berufskrankheit, den Zeitraum von fünf Jahren nicht übersteigen. 

 

(2a) bis (7) … (2a) bis (7) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Einstellen, Aussetzen oder Einschränken des Erwerbs künftiger 
Anwartschaften 

Einstellen, Aussetzen oder Einschränken des Erwerbs künftiger 
Anwartschaften 

§ 8. (1) … § 8. (1) … 

(2) Dem Arbeitnehmer bleibt die seit Erteilung der Leistungszusage bis zum 
Widerruf erworbene Anwartschaft erhalten, wenn seit Erteilung der 
Leistungszusage fünf Jahre vergangen sind, und sofern eine fünf Jahre 
übersteigende Wartezeit (§ 7 Abs. 2) zulässig vereinbart wurde, diese abgelaufen 
ist. 

(2) Dem Arbeitnehmer bleibt die seit Erteilung der Leistungszusage bis zum 
Widerruf erworbene Anwartschaft erhalten, wenn seit Erteilung der 
Leistungszusage drei Jahre vergangen sind. 

(3) bis (7) … (3) bis (7) …  

(8) Durch das Aussetzen oder Einschränken des Erwerbs künftiger 
Anwartschaften wird der Ablauf der Wartezeit und der Unverfallbarkeitsfrist 
(Abs. 2) nicht berührt. 

(8) Durch das Aussetzen oder Einschränken des Erwerbs künftiger 
Anwartschaften wird der Ablauf der Unverfallbarkeitsfrist (Abs. 2) nicht berührt. 

Auskunftspflicht Auskunftspflicht 

§ 17. (1) Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer auf Verlangen jährlich 
Auskunft über das Ausmaß der Anwartschaft zum Bilanzstichtag zu erteilen 
sowie darüber, in welcher Höhe er Leistungen bei Eintritt des Leistungsfalles 
beanspruchen kann. 

§ 17. (1) Der Arbeitgeber hat dem Anwartschaftsberechtigten, ehemaligen 
Arbeitnehmer oder Hinterbliebenen mit einem Leistungsanspruch auf Verlangen 
jährlich Auskunft über das Ausmaß der Anwartschaft zum Bilanzstichtag zu 
erteilen sowie darüber, in welcher Höhe er Leistungen bei Eintritt des 
Leistungsfalles beanspruchen kann. 

(2) ... (2) ... 

Artikel VI Artikel VI 

Inkrafttreten und Vollziehung Inkrafttreten und Vollziehung 

(1) 1. bis 15. ... (1) 1. bis 15. … 

    16. Die §§ 7, 8 und 17 Abs. 1 in der Fassung des BGBl. I Nr. XX/2018 treten 
mit 21. Mai 2018 in Kraft und gelten für Beschäftigungszeiten aus 
direkten Leistungszusagen, die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
entstehen. Für Beschäftigungszeiten aus direkten Leistungszusagen, die 
vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes liegen, gelten weiterhin die 
Regelungen der §§ 7, 8 und 17 in der Fassung vor dem Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. XX/2018. 

 


